
„Freiwillige
Ausreise“
„Freiwillige Ausreise“ ist das
„Unwort des Jahres 2006“.
Dies gab eine Jury aus
Sprachwissenschaftlern am
19. Januar in Köthen be-
kannt. Der Begriff werde in
Zusammenhang mit der Be-
handlung von abgelehnten
Asylbewerbern benutzt.
„Freiwillige Ausreise“ bezie-
he sich darauf, dass viele
abgelehnte Asylbewerber vor
einer Abschiebung unter
Zwang „freiwillig“ in ihre
Heimat zurückkehren wür-
den. Tatsächlich hätten sie
aber keine andere Wahl. Der
sechsköpfigen Jury, die das
„Unwort des Jahres“ erst-
mals in der Stadt in Sach-
sen-Anhalt verkündete, la-
gen 1130 Vorschläge vor.
Gerügt wurden von den
Sprachwissenschaftlern die
Wörter „Konsumopfer“ und
„Neiddebatte“. Im Vorjahr
war „Entlassungsprodukti-
vität“ zum „Unwort“ gekürt
worden. Seit 1991 werden
jährlich sprachliche Miss-
griffe gesucht, die grob un-
angemessen sind oder die
Menschenwürde verletzen.
„Unterschicht“ war in die-
sem Jahr das am häufigsten
vorgeschlagene Wort, gefolgt
von „(abgehängtem) Preka-
riat“, „Gesundheitsreform“
und „Problembär“.

M. B.

Und welche 
Unworte sind 
Ihnen im 
vergangenen Jahr
begegnet? 
Schreiben 
Sie uns!

Auf ein Wort …

Umland
Dokumentarfilmer Karl Gass,
Kleinmachnow, wird 90

Babelsberg
Von Verkehrsproblemen, Fußball
und Kulturhaus bis Indonesien6/95

Abgestimmt
Landtags-Neubau: Kompromiss
zum Nutzen der Bürger
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Humboldtbrücke und Medientrasse
Babelsberger Verkehrsprobleme in den Wirren der Potsdamer Stadtpolitik 
Landtagsschloss oder moderner Landtag
oder kein neuer Landtag? Standort Alter
Markt oder Speicherstadt oder wo?
Spaßbad ja oder nein oder wie? All das
sind Fragen und Probleme, die manches
andere, nicht weniger Wichtige, fast ver-
gessen lassen.

Als Babelsberger Stadtverordneter be-
leuchtet Dr. Klaus-Uwe GUNOLD  zwei
Themen, die seinen Stadtteil direkt be-
treffen und die etwas mit dem inner-
städtischen Verkehr von, nach und in Ba-
belsberg  zu tun haben: Erstens sind das
die Bauarbeiten an der Humboldtbrücke
(Foto) und weiter bis zur Daimlerstraße
und zur Friedrich-List-Straße und zwei-
tens das Thema „Medientrasse“ – was
wird aus der Straßenbahn nach und in
Babelsberg? Lesen Sie auf SEITE 6

Am 16. November 2006 fand im Nikolai-
saal Potsdam die erste Spendengala für
den Bau einer neuen Synagoge in der Lan-
deshauptstadt statt. Sie war ein überwälti-
gender Erfolg, der vom großen bürger-
schaftlichen Engagement in Potsdam und
darüber hinaus zeugte. Die neue Synagoge
wird gebraucht und gewollt. Dem stehen
die „Argumente“ des Generalsekretärs des
Zentralrats der Juden in Deutschland,
Herrn Kramer, gegenüber, der sich gegen
diesen Bau  ausspricht. Dazu erklärt Anita

Tack (MdL), die selbst Mitglied im Bauver-
ein Neue Synagoge e. V. ist: „Wenn in der
Landeshauptstadt eine Atmosphäre ge-
schaffen werden konnte, in der so ein Pro-
jekt moralisch und finanziell unterstützt
wird, so sollte man dieses nicht gegen
mangelnde Unterstützung und Spenden-
bereitschaft anderswo aufrechnen. Ich bit-
te den Zentralrat der Juden in Deutschland
nachdrücklich, den Plänen zum Bau einer
Synagoge in Potsdam keine weiteren Stei-
ne in den Weg zu legen.“ 

Gedenken
Traditionell ehren im
Januar Potsdamer Linke
Rosa Luxemburg und
Karl Liebknecht. So am
15. Januar vor der Ge-
denktafel Hegelallee 15
(r.) und am 21. Januar an
der „Flamme der Revo-
lution“. Fotos: Red.

Die neue Potsdamer Synagoge 
muss gebaut werden

Endlich 
„klare Verhältnisse“
„Die SPD will klare Verhältnisse für Klein-
gärtner...“ Ein „Regelkatalog“ soll zukünf-
tig helfen bei der Entscheidung. So je-
denfalls der SPD-Fraktionschef Mike
Schubert. Lang hat’s gedauert bis zu die-
ser „Erkenntnis“. Denn an der Seite der
Kleingärtner waren bis dato immer nur
Stadtverordnete und Landtagsabgeord-
nete der Linkspartei.PDS.
Und nun die oben genannte Meldung
aus dem SPD-Lager. Das lässt hoffen –
oder?
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Krokodilstränen
Es ist immer wieder dasselbe Strickmu-
ster, man kann sich hinwenden, wohin
man will. Da war doch Deutschland eine
glühende Verehrerin von Rosa Luxemburg
beschert, sie hieß zunächst Vera Wollen-
berger, wurde dann Vera Lengsfeld; sie er-
möglichte eine völlig neue Sicht auf Rosa
Luxemburg, die Internationalistin. Das
führte soweit, dass sogar der Bundes-
kanzler anfing, sich um „die Andersden-
kenden“ zu befleißigen. Von Kohl hört
man seitdem wenig, von Vera Lengsfeld
gar nichts mehr – ihre Offenbarungen ha-
ben dagegen, insbesondere bei „Links“,
tiefe Wurzeln geschlagen, hinein bis in die
„Eckpunkte“, wo ganz in der Art der kai-
serlichen Offizierskasinos die Monokel zu-
rechtgerückt und die Hacken zusammen-
geschlagen werden – man „zollt den An-
dersdenkenden Respekt“ – wie labend.
Wir sollten niemals vergessen, dass Rosa
Luxemburg durch einen anders denken-
den Gewehrkolben gemeuchelt wurde?

Versunken und vergessen Franz-Josef
Strauß, der Name geistert lediglich hin
und wieder durch die bayrischen Ge-
richtssäle. Als es in Polen, damals Volksre-
publik Polen, mächtig zu rumoren be-
gann, bildete sich eine unabhängige Ge-
werkschaft „Solidarnocz“ unter der
Führung eines Facharbeiters der Gdansker
Lenin-Werft heraus. Justament in diesem
Augenblick entdeckte besagter Franz-Jo-
sef sein Herz für die Arbeiter im ehemali-
gen deutschen Danzig. Der ansonsten
eher mit Rüstungsgeschäften beschäftig-
te Ministerpräsident – niemand wunderte
es – wurde „polnischer Gewerkschafter“
par excellence.

Besonders peinlich sind die (Fernseh- )
Bilder jeweils am 17. Juni – man betrachte
genüsslich die randvollen Memorialveran-
staltungen anlässlich des „Arbeiterauf-
standes 1953“, betrachte sorgfältig die Ge-
sichter und die elegante Kleidung (hier
sind alle gewaschen und rasiert) – viele
Betuchte in einer Reihe, aus der „Unter-
schicht“ ist kaum einer dabei. Wie ange-
sichts dieser Kulisse Rita Süssmuth noch
mahnende Worte herausbringt, ist be-
wundernswert.

Und das geht munter so weiter. Neuer-
dings befleißigten sich „Aktivisten“ der
späten Geburt um die Sozialisten/Kom-
munisten, die unter dem „Stalinismus“

gelitten haben. Ja, sie haben gesammelt
für einen Gedenkstein. Dabei wird geflis-
sentlich übersehen, dass in der Bundesre-
publik nach 1956 zehntausende Verfahren
gegen deutsche Kommunisten ange-
strengt wurden. Es ist zu bezweifeln, ob
solche standhaften Kommunisten wie
Max Reimann, Walter Janka, Franz Dah-
lem oder Paul Merker sich mit diesen spä-
ten Krokodilstränen benetzen würden.
Nicht Mitleid suchen die „Opfer des Stali-
nismus“ – es bliebe allerdings zu wün-
schen, dass die Heuchelei etwas modera-
ter ausfiele.

Aber damit nicht genug. Gerade jener
Personenkreis, inklusive vieler Juristen, der
so vehement und schließlich auch sehr er-
folgreich die deutschen Kommunisten
mit dem KPD-Verbot bekämpft hat, er-
weist sich hilflos bei der Installierung ei-
nes NPD-Verbots. Mehr noch, es wird la-
mentiert, dass man nach einem Verbot
die NPD gar nicht mehr auffinden könnte,
man solle sich besser mit dem „Geist“ der
NPD intellektuell auseinandersetzen.
„Nicht wegsehen“, heißt es. Aus den No-
belkarossen wird „Zivilcourage“ ange-
mahnt. Diese „demokratischen“ Alternati-
ven blieben bei der Verhängung des
KPD-Verbots 1956 eindeutig unbeachtet,
dafür wird 50 Jahre später um so medien-
wirksamer den „Opfern des Stalinismus“
beigesprungen.

Das ist aber nur das halbe Debakel –
man muss den Streitern der „heiligen
Hetzjagd“ gegen den Kommunismus
(Kommunistisches Manifest, 1847), der mit
Francois Babeuf eine 200jährige Ge-
schichte hat – also nicht auf 25 Jahre sta-
linscher Willkürherrschaft beschränkt –
zubilligen, dass sie, in Tradition des Propa-
gandaministeriums, gnadenlos die ganze
Wucht ihrer Medien einsetzen. Unver-
ständlich ist, dass bei dieser nicht immer
fairen Auseinandersetzung ausgerechnet
„die Linke“ blinde Kuh spielt, so tut, als
wäre es schier unmöglich, diese Zusam-
menhänge zu erkennen. Ja, nach dem be-
sagten Strickmuster postuliert, man solle
den Gedenkstein auf dem Friedhof der So-
zialisten ruhig stehen lassen, man könne
doch darüber diskutieren – oder sogar ei-
nen Leserbrief verschicken, was hiermit
geschieht.

Walter Ruge

Walter Ruge, geb. 1915, emi-
grierte 1933 in die Sowjet-
union. Er wurde 1941 durch
den NKWD verhaftet, war
in der berüchtigten Ljubjan-
ka eingesperrt und wurde
dann als „Volksfeind“ zu 10
Jahren GULag verurteilt. Er
lebte bis zu seiner Rehabili-
tierung – 1955 – zwangs-
weise in Sibirien.

Unser Tipp:

Der Film 
„Über die Schwelle“ mit
Walter Ruge wird am 
Sonntag, 4. März 2007,
um 11.00 Uhr auf einer
Filmmatinee im Filmmuse-
um Potsdam gezeigt.
www.ueberdieschwelle.de

Marktmacht der 
Stromkonzerne muss
gebrochen werden!
Ein aktuelles Gutachten der TU-Dresden
belegt, dass die vier großen Stromkon-
zerne ihre Macht ausnutzen und so deut-
lich überhöhte Strompreise durchsetzen.

Dazu erklärt der Lausitzer Bundestag-
abgeordnete der Fraktion DIE LINKE.,
Wolfgang Neskovic: „Das von Prof. Dr.
Christian von Hirschhausen erarbeitete
Gutachten belegt, was viele schon längst
vermutet haben: Der deutsche Großhan-
delsmarkt spiegelt keinen wettbewerbli-
chen Strompreis wider.

Stattdessen beherrschen die großen
Stromkonzerne den deutschen Strom-
markt vollständig und setzen überteuer-
te Strompreise durch. Daher unterstütze
ich die Pläne der EU-Kommission, die
eine Trennung der Stromnetze von der
Stromerzeugung vorsehen. Zudem sollte
im Interesse der Verbraucher und der
kleinen und mittleren Unternehmen eine
staatliche, parlamentarisch kontrollierte
Regulierung der Strompreise eingeführt
werden. Der Marktmacht der Energieoli-
gopole ist mit Worten nicht beizukom-
men.

Den aktuellen Ankündigungen von
Vattenfall zum so genannten CO2-freien
Kohlestrom begegne ich mit großer
Skepsis, solange das Unternehmen keine
Daten über die zu erwartenden Gebiete
veröffentlicht, die dann durch neue Tage-
baue in Anspruch genommen werden.“

Sozialticket 
in Brandenburg
Die Fraktion der Linkspartei.PDS hat die
Einführung eines Sozialtickets für Em-
pfänger von Arbeitslosengeld II, Sozial-
hilfe und Grundsicherung im Alter bean-
tragt. Einen entsprechenden Antrag leg-
te die Fraktion im Ausschuss für Infra-
struktur und Raumordnung vor. Um Mo-
bilität für sozial Schwache gewährleisten
zu können, ist ein Sozialticket unent-
behrlich. Es verhindert die Ausgrenzung
sozial schwacher Mitbürger und sichert
deren Teilhabe am gesellschaftlichen
und kulturellen Leben. Die Finanzierung
des Sozialtickets kann aus Einsparungen
im Haushalt des Verkehrsministeriums
bzw. aus Steuermehreinnahmen erfol-
gen.

Die Koalitionsfraktionen lehnten den
Antrag zum Sozialticket im Fachaus-
schuss ab. Anita Tack (MdL):„Wir werden
uns deshalb im Landtag für die Ein-
führung des Sozialtickets einsetzen. Das
Berliner Beispiel sollte auch in Branden-
burg Schule machen.“

Scharfe Kritik ernteten Landesregie-
rung und Koalition für den Gesetzent-
wurf zur Änderung des Brandenburger
ÖPNV-Gesetzes. Noch vor der Anhörung
zum ÖPNV-Gesetzentwurf hat die Koali-
tion ihre Anträge zur Kürzung der ÖPNV-
Mittel vorgelegt.



In den vergangenen Wochen geriet die ablehnende
Haltung der Linkspartei zur Errichtung eines Land-
tages auf dem Grundriss des alten Stadtschlosses
aus zwei Gründen auf den Prüfstand. Erstens, weil
durch die mehrheitliche Ablehnung des B-Planes
auch durch Stadtverordnete anderer Parteien nach
mehrfach anderer Beschlusslage nun auch die
Gründe der Linkspartei in den Focus der Betrach-
tung kamen. Zweitens, weil durch die große relative
Mehrheit der Befürworter dieses Standortes im Er-
gebnis der von der Linkspartei durchgesetzten Bür-
gerbefragung eine Auseinandersetzung mit der Be-

wertung des Plebiszi-
tes erforderlich wurde.
Der von der Linkspartei
favorisierte Standort
Palais Barbarini fand
bei der Befragung kei-
ne Mehrheit. In der
kurzen Zeit zwischen
Bürgerbefragung und
erneuter Befassung in
der Stadtverordneten-

versammlung wurde eine intensive Rücksprache
mit der Parteibasis und im Kreisvorstand organi-
siert. Im Ergebnis wurde gebilligt, dass die Stadt-
verordneten dann – und nur dann – von der ableh-
nenden Position abweichen, wenn einem Höchst-

maß an sachlichen Bedenken abgeholfen würde.
Dazu zählen u.a. eine Entschärfung der Verkehrslö-
sung, eine Kostenbegrenzung durch Verzicht auf
die historische Fassade, die Sicherung der Entwick-
lung des gesamten Standortes – also einschließlich
altem Rathaus und Bibliothek, der Sicherung der Fi-
nanzmittel für Schulen, Kitas und die Neubauge-
biete, Entwicklung der Speicherstadt und transpa-
renter öffentlich zugänglicher Arbeitsweise des
Parlamentes. Diesen Anliegen folgten SPD und CDU
in Abänderung ihrer bisherigen Positionen. Der
Landtagsneubau wurde nicht zum Vehikel für ein
Stadtschloss , sondern ein Vehikel für soziale
Grundsätze der Stadtentwicklung – ein Erfolg der
Linkspartei.

Pete Heuer, Kreisvorsitzender der Linkspartei.PDS

Politik lebt vom
Ausgleich. Ein lan-
ge Zeit andauern-
der Konflikt kann
einer Lösung zuge-
führt werden. Seit
Jahren diskutieren
wir über die Gestal-
tung der histori-
schen Mitte der
Stadt. Es ist eine
polarisierte Diskussion, die sich einer-
seits in einem traditionalistischen Ver-
ständnis der Wiedergewinnung des hi-
storischen Stadtbildes widmet, anderer-
seits eine offene Gestaltung unter
Berücksichtigung der heutigen Probleme
fordert.

Wir reihen uns nicht in die Schlossko-
alition ein.Wenn wir uns an der weiteren
Diskussion aktiv beteiligen, dann nur un-
ter der Voraussetzung, dass es eben nicht
um den Wiederaufbau des Stadtschlos-
ses, sondern um den Bau eines neuen
Landtages geht. Hierauf muss der
Schwerpunkt liegen.

Wir haben erreicht, dass nach jahrelan-
gem Streit sehr spät, aber nicht zu spät,
den Bürgerinnen und Bürgern ermög-
licht wurde, ihre Meinung zum Landtag
auf dem Schlossgrundstück zu äußern.
Mit der hohen Beteiligung an dieser Bür-
gerbefragung ist bestätigt worden, dass
die Potsdamer einbezogen werden wol-
len.

Wir nehmen das Ergebnis sehr ernst,
auch wenn es Auslegungsmöglichkeiten
zulässt, über die heftig innerhalb der
Linkspartei und in der Öffentlichkeit ge-
stritten wird. Wir haben es uns in  den
vergangenen Wochen nicht leicht ge-
macht und uns damit dieser Be-
währungsprobe für die politische Glaub-
würdigkeit der Linkspartei gestellt.

Mit der deutlichen Zustimmung zum
Landtag auf dem Schlossgrundstück ha-
ben 43 % der Potsdamerinnen und Pots-
damer zum Ausdruck gebracht, dass sie
eine entsprechende Entwicklung wollen,
letztlich auch mit den damit verbunde-
nen Folgen und Nebenwirkungen.

Wir nehmen jedoch auch die 57 %
ernst, die einer anderen Auffassung wa-
ren. Wir sehen uns dafür in Verantwor-
tung, weil wir wissen, dass es gerade von

dieser Seite uns gegenüber eine große
Erwartungshaltung gibt. Wie kann man
diesen Widerspruch in der konkreten Si-
tuation auflösen? Wir haben uns ent-
schieden, mit einer Reihe von Bedingun-
gen (in einem Änderungsantrag, d. Red.)
die Kritikpunkte aufzugreifen, die die ab-
lehnende Haltung in großen Teilen der
Bevölkerung insbesondere begründen.

Erstens ist das die Verkehrslösung
(Friedrich-Ebert-/Breite Straße). Wir wol-
len zudem, dass die Einschränkungen, die
mit der Verkehrsneuordnung verbunden
sind, auf das unumgängliche Minimum
beschränkt werden und unter diesem
Gesichtspunkt ein Konzept zur Koordi-
nierung der Bauarbeiten an der Hum-
boldtbrücke und der Langen Brücke vor-
gelegt wird.

Zweitens setzen wir uns für klare Fest-
legungen zur Sanierung des Alten Rat-
hauses bis 2010 und der Stadt- und Lan-
desbibliothek bis 2011 ein, womit gesi-
chert wäre, dass diese wichtigen städti-
schen Gebäude parallel zum Landtags-
neubau instand gesetzt werden.

Drittens: Unser Wahlslogan zu den
letzten Kommunalwahlen war: „Das
Schloss kann warten“. Mit Blick auf den
maroden Zustand vieler Schulen und Kin-
dertagesstätten fordern wir ein Sanie-
rungsprogramm für Schulen und Kinder-
tagesstätten, mit dem im Zeitraum von
2008 bis 2011 mindestens 55 Millionen
Euro bereitgestellt werden.

Viertens wollen wir angesichts der vor-
gelegten Investitionsplanung bis 2010 in
einer Beschlussfassung darauf hinwir-
ken, dass die notwendigen Eigenmittel
für die Inanspruchnahme von Förderpro-
grammen für die Neubaugebiete bis
2010 gesichert werden.

Fünftens soll die zügige Entwicklung
der Speicherstadt volle Unterstützung
der Stadt haben.

Sechstens darf die erste Bürgerbefra-
gung in der Landeshauptstadt keine ein-
malige Angelegenheit sein, sondern  ist
als Einstieg in eine neue politische Kultur
zu betrachten.

Und siebentens ist die Tatsache völlig
unbefriedigend, dass der geplante Parla-
mentsneubau ausgehend von den ge-
genwärtigen Erfahrungen mit dem Land-
tag auf dem Brauhausberg nicht als eine

Belebung der Innenstadt betrachtet
wird. Damit wollen und dürfen wir uns
nicht abfinden. Es gibt keinen akzepta-
blen Grund, warum es nicht möglich sein
sollte, ein Landtagsgebäude so auszuge-
stalten, dass es ein öffentliches Gebäude
ist, das die Bürger anzieht. Deshalb wen-
den wir uns mit einer energischen Auf-
forderung an den Landtag, dass ein neu-
es Gebäude an einem solch neuralgi-
schen Punkt mit der dringenden Erwar-
tung einer veränderten Arbeitsweise des
Parlaments zu verbinden ist. Hier muss
ein Haus der Demokratie, ein Haus des
Volkes entstehen, das für die Bürger zu-
gänglich ist, das mit einem interessanten
Veranstaltungsangebot aufwartet, Aus-
strahlung und Anziehungskraft ent-
wickelt.

Die PDS- Fraktion hat sich in langen
und intensiven Diskussionen in Rück-
kopplung mit der Parteibasis auf diesen
Katalog von Rahmenbedingungen geei-
nigt, den wir in Form eines Änderungsan-
trages zur Abstimmung stellen.

Alles in allem haben wir eine echte
Chance, einen fundamentalen Konflikt
nach vorn aufzulösen. Nutzen wir sie.
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Kompromiss zum Nutzen der Bürger erreicht
Aus der Rede des Linkspartei-Fraktionsvorsitzenden H. – J. Scharfenberg vor der SVV am 31. Januar 

MEINE MEINUNG:

Erfolg der Linkspartei

So wurde abgestimmt:

Zum Auslegungsbeschluss
mit den 
Änderungen der 
Linkspartei.PDS votierten
die Stadtverordneten wie
folgt:

29 Ja-Stimmen

16 Nein-Stimmen

03 Enthaltungen

Ein teurer Traum –  die histo-
rische Mitte …



Am 20. Oktober 1946 hatte es in Bran-
denburg Landtagswahlen gegeben. Vor-
ausgegangen waren Bodenreform, Ent-
eignung, Entnazifizierung, Justiz- und
Schulreform. Die Machtverhältnisse in
der sowjetisch besetzten Zone (SBZ) hat-
ten sich im Rahmen der Blockpolitik zu-
gunsten der SED entwickelt. Nur wenig
nach den Landtagswahlen, am 21. No-
vember 1946, einigte sich der zentrale
Blockausschuss Brandenburgs, Entwürfe
für eine Landesverfassung zu beraten.
Auf der Zusammenkunft am 04. Dezem-
ber 1946 legten die Vertreter der SED ei-
nen Verfassungsentwurf vor. Bei dieser
und weiteren Beratungen standen vor al-
lem Fragen der Gewaltenteilung, der von
der SED angestrebten Gleichstellung von
Parteien und Massenorganisationen so-
wie des Bildungsprivilegs des Staates im
Mittelpunkt. Dabei musste die SED
zwangsläufig Zugeständnisse machen,
denn von den 100 Landtagsabgeordne-
ten gehörten nur 44 der SED und 5 der
Vereinigung der gegenseitigen Bauern-
hilfe (VdgB) an. Rechnet man diese 5 Ab-
geordneten als potenzielle Mitglieder
der SED-Fraktion, so bleiben 51 Abgeord-
nete, die dem bürgerlich-demokrati-
schen Lager angehörten (31 CDU, 20 LDP).

Da die Zentrale der SED darauf orien-
tiert hatte, alles dafür zu tun, dass die
Abstimmung in den Länderparlamenten
zur Landesverfassung einstimmig erfol-
gen sollte, waren die Bedingungen für
das bürgerliche Lager – in Brandenburg
auch unter Beachtung des politischen
Kräfteverhältnisses im Landtag – äußerst
günstig. So konnten Positionen einge-
bracht werden, die von vornherein nicht
vorgesehen waren. Völlig neu formuliert
wurde beispielsweise der Artikel 6 der
Landesverfassung, in dem es hieß:

„Die Staatsgewalt findet im Rahmen
der Gesetze ihre Grenzen in den Grund-
rechten. Diese sind: Freiheit der Person,
Freiheit der Meinungsäußerung, Glau-
bens- und Gewissensfreiheit, Freiheit der
Wissenschaft und ihrer Lehre, Wahlfrei-
heit,Vereins- und Versammlungsfreiheit,
Freiheit des Streikrechts, Freiheit des
Stimmrechts, Freiheit der Wohnung, das
Recht der Freizügigkeit, die Wahrung des
Brief- und Postgeheimnisses. Gegen Ge-
setze, die gegen Moral und Menschlich-
keit verstoßen, besteht ein Widerstands-
recht.“

Mit diesem Artikel wurde die in der Ge-
schichte erste Landesverfassung Bran-
denburgs am 06. Februar 1947 einstim-

mig beschlossen und vom Landtagsprä-
sidenten Friedrich Ebert unterzeichnet.

Die Lebensdauer dieser Verfassung
aber war begrenzt. Bereits im Absatz 2
des Artikels 1 war festgeschrieben: „Eine
zukünftige Verfassung der Deutschen
Demokratische Republik ist für die Mark
Brandenburg bindende Rechtsnorm …“.
Hatte es seit Gründung der DDR am 07.
Oktober 1949 mehrere Versuche gege-
ben, die Länderverfassungen auszuhe-
beln (Justiz- und Wirtschaftsfragen z.B.
waren schon seit 1950 aus der Länder-
kompetenz genommen worden), so ver-
setzte das Gesetz der Volkskammer der
DDR vom 23. Juli 1952 zur Schaffung der
Bezirke der DDR ihnen den endgültigen
Todesstoß, auch wenn die Länder de jure
bis zur Auflösung der Länderkammer im
Dezember 1958 bestanden.

Walter Ulbricht hatte sich damit durch-
gesetzt. Der Generalsekretär des ZK der
SED hatte bereits 1950 erklärt, dass Par-
teibeschlüsse „von großer staatspoliti-
scher Bedeutung“ seien, während die
Verfassung nur eine „prinzipielle Richtli-
nie“ darstelle und deren Artikel „unter
den Bedingungen des gegenwärtigen
Zeitabschnitts im fortschrittlichen Sin-
ne“ zu sehen wären. -rt
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Das kurze Leben der ersten Verfassung 
für das Gebiet der Mark Brandenburg 

Nach dem Krieg war vor dem Krieg
Den Vers, „Der Schoß ist fruchtbar noch,
aus dem das kroch...“, schrieb B. Brecht
zwar erst nach dem II. Weltkrieg, doch
hätte er am 19. Februar 1927 – zumindest
was die Haupt- und Residenzstadt Pots-
dam betrifft – schon seine volle Berechti-
gung gehabt. Da nämlich wurde im Lust-
garten augenscheinlich, wessen Geistes
Kind erneut nach oben strebte: Die erste
Militärparade nach dem großen Krieg

fand statt – mit großem Spiel. Wieder
sollten vor allem junge Menschen für ein
Kriegsabenteuer begeistert werden. Da-
mit diese Werbung keine Eintagsfliege
bleibe, wurde nur wenige Monate später
erneut ausgeholt: Am 15. Mai 1927 weihte
die Stadt Potsdam mit großem Aufwand
den Land- und Wassersportplatz Luft-
schiffhafen dem Andenken der „Potsda-
mer Heldensöhne“, die im I.Weltkrieg ihr

Leben hatten lassen müssen. So auch der
Maschinenbauer Fritz Seegebarth (geb.
25. 10. 1891) und der Seemann Bruno Zap-
pe (geb. 09. 11. 1888), die bereits am 04.
August 1914 die ersten Potsdamer „Hel-
densöhne“ wurden.
Ob die ihr Sterben auch als heldisch em-
pfunden hatten und dem Versuch einer
neuerlichen Begeisterung für den Krieg
zugestimmt hätten?

Wie Friedrich II. sich um die Kriegswitwen „sorgte“
Friedrich II. hatte 1740 den preußischen
Thron bestiegen. Die von seinem Vater
ererbte stärkste Armee Europas setzte er
sofort ein, um das dicht bevölkerte und
wirtschaftlich starke Schlesien seinem
Lande einzuverleiben. Er brach den Er-
sten Schlesischen Krieg (1740 – 1742) und
den Zweiten (1744/45) vom Zaune. Allein
in den fünf Hauptschlachten beider Krie-

ge verlor Preußen etwa 22.000 Mann.
Nicht eingerechnet sind die, die an Ver-
wundungen oder Krankheiten starben.

Galt dem Preußenkönig schon das Le-
ben eines einfachen Soldaten nicht viel,
so kümmerten ihn die Lebensverhältnis-
se der hinterbliebenen Witwen noch we-
niger. Wie auch käme er, der Verursacher
der Kriege, dazu! 

Folgerichtig befahl Friedrich II. am 03.
Februar 1747 dem Generalleutnant v.
Hacke, die bedürftigen Soldaten-Kriegs-
witwen genauer unter die Lupe zu neh-
men, da er, der König, nicht die Absicht
habe,„… junge und starke Weiber in ihrer
Faulheit zu stärken oder noch gar lieder-
lich zu machen …“

Vielleicht nachahmenswert?
Am 12. Februar 1982 wurde unter Vorsitz
des 1. Stellvertreters des Oberbürgermei-
sters der Stadt Potsdam, Prof. Dr. Werner
Gramann, beim Rat der Stadt Potsdam
ein Beirat für sozialistische Familienpoli-

tik gebildet. Es ist der erste im Bezirks
Potsdam. In der „Märkischen Volksstim-
me“ vom 16. Februar 1982 heißt es: „...es
(ist) das Anliegen dieses Beirates, kom-
plex und langfristig Aktivitäten und

Maßnahmen der Familienförderung zu
beraten, zusammenzuführen, Lösungs-
vorschläge zu unterbreiten.“ 

Wäre heute ein solcher Beirat so fehl
am Platze?

Februar 1982

Februar 1747

Februar 1927

Februar 1947



Annähernd vierzig Jahre liegen hinter
uns, seitdem ein gewisses  11.Plenum ei-
nige seiner Blitze auch in die Filmhoch-
schule Babelsberg, die erste ihrer Art im
Nachkriegsdeutschland, schleuderte.
1954 gegründet, seit 1959 als assoziiertes
Mitglied in die CILECT, die Weltorganisa-
tion der Filmhochschulen, aufgenom-
men, waren zu diesem Zeitpunkt bereits
mehr als 20 Studenten aus 11 verschiede-
nen Ländern bei ihr immatrikuliert wor-
den. Nun aber, 1965/66, standen Struk-
turveränderungen in Richtung Fernse-
hen bevor.

Das „Film-Institut“, dem die Hoch-
schulfachrichtungen unterstanden, wur-
de aufgelöst. Ralf Kirsten schied als Leiter
der Fachrichtung Regie aus. Er über-
nahm, gemeinsam mit Claus Küchen-
meister, die fachliche Betreuung einer
Gruppe „Szenaristen“ im Sonderstudium.
Die Regiestudenten zweier Studienjahre
aber waren geblieben.

Damals kam unser Rektor, Prof. Dr.
Schwalbe, auf die Idee, einen Mitarbeiter
der Fachrichtung Szenaristen/Dramatur-
gie, die in Richtung „Film- und Fernseh-
wissenschaft“ umstrukturiert werden
sollte, zum  zeitweiligen Fachrichtungs-
leiter der „Restregie“ zu machen. Prote-
stierende, Unzufriedene, mag er sich ge-
sagt haben, beruhigt man durch Arbeit,
möglichst viel Arbeit.

Wie auch immer. Im „Sonderband 1/79“
zum 25-jährigen Bestehen der Hochschu-
le musste ich mir Hintergründe und Zu-
sammenhänge des Geschehens aus mei-
nen Unterlagen und Aufzeichnungen re-
konstruieren. Nahezu von selbst traten
mir damals schon die Studenten und ihre
Klassenleiter vor Augen. Um zwei Klas-
sen handelte es sich, und jede davon hat-
te ihre Besonderheiten.

Karl Gass und sein Mitarbeiter Richard
Ritterbusch betreuten die erste Doku-
mentaristen-Klasse der Hochschule. Eine
internationale Klasse, deren Film „Viet-
nam“, bereits im ersten Studienjahr ent-
stand. Jeder der fünf Immatrikulierten
sollte und durfte sein eigenes Sujet, seine
eigene Art des Herangehens an das ge-
meinschaftliche Thema einbringen, er-
fuhr auf diese Weise am eigenen Leib
jene wesentlichen Elemente künstle-

risch-publizistischer Gestaltung, wonach
ein künstlerisches Subjekt „dokumenta-
re“ Ausschnitte tatsächlichen Gesche-
hens filmt, kombiniert, sie mit Ton, Musik
und Sprache verbindet, um letztlich As-
soziationen im Zuschauer hervorzurufen,
die dessen Seh- und Denkweise erwei-
tern, schärfen, sie im günstigsten Fall so-
wohl bewegen als auch verändern.

Obwohl die jeweiligen Sujets dieses
Gemeinschaftsfilms des Erststudienjah-
res (1966) im Sonderband 1/75 nicht ver-
zeichnet sind, erinnere ich mich durchaus
an Einzelheiten, die mich damals berühr-
ten. In meinem Tagebuch fand ich unter
dem „29.10. – Sonnabend“ die Eintra-
gung: … 11 Uhr Abnahme Dok.-Projekt
Gass-Klasse. Erstaunlich ordentlich, das
1.Studienjahr ins Wasser geworfen, und
siehe da!, sie haben sich hochgestram-
pelt!! K.Weiß und die Christenheit. Wir
sind keine „umgekehrten Pharisäer“.
(Sein Beitrag lenkte die Aufmerksamkeit
auf die bombardierten, zerstörten Kir-
chen und Einrichtungen in einem Land,
das unter französischer Kolonialherr-
schaft über Jahrzehnte hin katholisch

missioniert und christianisiert worden
war.) Nach einer Hochschulveranstal-
tung auf dem Internationalen Leipziger
Dokumentarfilmfestival geriet ein weite-
rer Teilbeitrag, den Peter Rocha erarbeitet
hatte, gewissermaßen „außer der Reihe“,
in die Abschlussveranstaltung des Festi-
vals.

Der Film „Vietnam“ selbst erhielt in
eben diesem Jahr die erste internationa-
le „Ehrende Anerkennung“ der Babels-
berger Filmhochschule überhaupt. Ihr
sollten in den Jahrzehnten danach weite-
re folgen, sei es in Leipzig, Moskau, Lodz,
Budapest, sowie auf den Westdeutschen
Kurzfilmtagen in Oberhausen. Alle von
„Studenten gemacht!“, die ab 1976 sogar
ihr eigenes „Internationales Studenten-
festival“ organisierten und im Babelsber-
ger „Thalia“ über die Bühne brachten.

Am Anfang dieser Entwicklung aber
stand die „Gass-Klasse“ des Jahres 1966
mit den Studenten Peter Rocha (DDR),
Konrad Weiß (DDR), Alfredo Calvimontes
(Bolivien), Kamal Saydo (Syrien), denen
sich 1967 noch Maria Szmyt (VRP) zuge-
sellte.
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Am Anfang stand die „Gass-Klasse“
Karl Gass  in der Filmhochschule/Eine Erinnerung von Hermann-Otto Lauterbach

Karl Gass,
geboren am 
2.Februar 1917
Foto: Klaus D. Schwarz

Mögen jene, die sich vierzig
Jahre später ihres damali-
gen Mentors erinnern, es
den heute 90-jährigen
durchaus wissen lassen! 
Dies, lieber Karl, wäre eines
inzwischen 80-jährigen
seltsamer Wunsch für Dich!

Dein 
Hermann Otto Lauterbach.

Ja zu 120 km/h
Bereits 40% der Autobahnen in
Deutschland unterliegen einer Ge-
schwindigkeitsbegrenzung. Da wäre
es nur konsequent, eine generelle Be-
grenzung festzulegen. In keinem Land
der Welt darf so gerast werden wie in
Deutschland. Da der Verkehrsbereich
einen Großteil der CO2 –Belastung zu
verantworten hat, muss er auch einen
Großteil beim Abbau dieser Umwelt-
belastung tragen. Dazu ist eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung auf 120
km/h der richtige Weg, der nicht nur

die CO2- Belastung reduziert, sondern
ebenso den Kraftstoffverbrauch und
das Unfallrisiko erheblich senken
würde. „Ich fordere die Landesregie-
rung auf, in diesem Sinne im Bundes-
rat aktiv zu werden“, so die verkehrs-
politische Sprecherin der Linkspartei
Anita Tack. Gerade das Land Branden-
burg könne z. B. mit der Geschwindig-
keitsbegrenzung auf der A 24 im Ab-
schnitt Dreieck Havelland – Dreieck
Wittstock seit nunmehr drei Jahren
sehr gute Erfolge erreichen.

Zukunftsfähiger
ÖPNV
Nachdem es dem Potsdamer Ver-
kehrsbetrieb mit der Einführung des
neuen Fahrplans im Mai 2006 gelun-
gen ist, die Fahrgastzahlen signifikant
zu erhöhen, soll es nun in einem wei-
teren Schritt darum gehen, die noch
vorhandenen Schwächen bei den An-
schlussbeziehungen zu beseitigen.
„Wie schon bei der Vorbereitung des
vergangenen Fahrplanwechsels ist
die Einbeziehung der Kunden in die

Vorbereitung eine gute Sache, um
noch mehr Fahrgäste zu gewinnen“,
erklärte die verkehrspolitische Spre-
cherin der Linksfraktion Anita Tack
(MdL).

Ein nächster Schritt solle die Bil-
dung eines gemeinsamen starken
Verkehrsunternehmens in der Region
in und um Potsdam vorbereiten, um
vorhandene Kapazitäten besser und
koordinierter zu nutzen und so die
Zukunft des ÖPNV im Interesse seiner
Kunden sichern zu helfen.



Wie jeder sehen kann, ist auf der Hum-
boldtbrücke einiges im Gange. Zunächst
schien es, dass der Verkehr, trotz der Ein-
schränkungen, fast flüssiger vorwärts
kommt als vorher. Es kommt aber auch
zu Staus. Die Bauarbeiten werden uns
mindestens bis zum Jahre 2012 beglei-
ten. Neben dem Abriss und Neubau der
Humboldtbrücke werden die Straßen-
bahngleise an die dem Zentrum Ost zu-
gewandte Seite verlegt. Glücklicherweise
ist es gelungen, die ursprünglichen Pläne
zu verhindern, die eine Straßenbahn-
führung mitten durch das Wohngebiet
Zentrum-Ost vorsahen. Nunmehr wird es
eine Haltestelle am Humboldtring ge-
ben, die barrierefrei zu erreichen ist. Die
Brücke über die Schnellstraße dort wird
abgerissen, um das Wohngebiet vom
Durchgangsverkehr zu entlasten. Dafür
wird im Bereich der Friedrich-List-Straße
eine neuen Zufahrt errichtet. Die An-
schlussstelle Rudolf-Breitscheid-Straße
soll verändert und damit sicherer und lei-
stungsfähiger werden. Die Nuthestraße
wird insgesamt von der Berliner Straße
bis zur Friedrich-List-Straße erneuert.
Dazu werden auch Fußwege und beider-
seits in zwei Richtungen befahrbare Rad-
wege gehören. Die Arbeiten haben in
Richtung Babelsberg begonnen. Die
Humboldtbrücke in dieser Richtung soll
Ende 2008 fertig sein.

Wie leicht zu sehen ist, handelt es sich
um ein Riesenprojekt, das die Stadt al-
lein nicht finanzieren kann. Also musste
man sich an Förderrichtlinien halten und
u.a. Verbesserungen für den ÖPNV nach-
weisen. Dafür gibt es Geld vom Land, und
das ist einer der Gründe für die Verle-
gung der Straßenbahn.

Natürlich werden mit den vorgesehe-
nen Maßnahmen längst nicht alle Ver-
kehrsprobleme gelöst. Nach wie vor gibt
es keine konkreten Planungen, wie der
Verkehr auf der Potsdamer Seite besser
zu- und abgeführt werden kann (Behlert-
straße, Hans-Thoma-Straße, Gutenberg-
straße). Und dass es mit den Verbesserun-
gen im Bereich der Humboldtbrücke, wie
von den Landtagsschlossbefürwortern er-
hofft, zu einer Entlastung der Langen
Brücke kommen wird, ist nicht vorstellbar.

Babelsberger, fahrt häufiger 
mit Bussen und Bahnen! 

Das Projekt „Medientrasse“, die Verlän-
gerung der Straßenbahn über die bishe-
rige Endstelle Fontanestraße hinaus,
droht zu scheitern. Neuere Berechnun-
gen zu den verschiedenen Varianten ha-
ben ergeben, dass das so genannte Ko-
sten-Nutzen-Verhältnis bei keiner Vari-
ante ausreichend günstig ist, um für die
Weiterführung der Straßenbahn mit der
Aussicht auf Genehmigung Fördermittel
beantragen zu können. Auf gut deutsch
gesagt: Die Verlängerung fällt auf abseh-
bare Zeit mangels Beteiligung von Fahr-
gästen aus. Und dabei ist es relativ egal,
ob die Trasse an der Wetzlarer Straße ent-
lang oder am Bahnhof Medienstadt über
oder unter den Gleisen geführt wird.

Bei dem heutigen Fahrgastaufkommen
würde auch die Strecke vom S-Bahnhof
Babelsberg bis zur Fontanestraße nicht
mehr gebaut werden können. Bloß gut,
dass wir die Gleise dort schon haben. An-
ders verhält es sich mit dem Bus 694. Er
wird, für die wenigen Fahrgäste leider,
nicht mehr nachts leer durch Babelsberg
Nord fahren können. Die durch die Lan-
desregierung immer weiter gekürzten
Mittel für den ÖPNV erfordern auch vom
ViP einen rationellen Einsatz. Und der
Verkehrsbetrieb hat sich etwas einfallen
lassen, nämlich einen so genannten Ruf-
bus, der zu festen Zeiten, aber nur bei Be-
darf fahren wird. Näheres dazu, wenn es
im Mai soweit sein wird. Oder jetzt schon
auf der Internetseite der Stadtwerke bzw.
der Verkehrsbetriebe.

Zum Abschluss vielleicht noch ein Ap-
pell:Wenn nur die Hälfte aller Autofahrer
mit einen P-Kennzeichen die (noch!) rela-
tiv guten Verbindungen des öffentlichen
Personennahverkehrs in der Stadt wenig-
stens von Zeit zu Zeit nutzen würden,
hätten wir ein wesentlich geringeres Ver-
kehrschaos, weniger Lärm- und Fein-
staubbelastung sowie gute Gründe, das
Angebot des ÖPNV aufrecht zu erhalten
oder sogar zu erweitern.

Dr. K.-U. Gunold
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Was passiert an der
Humboldtbrücke?

Die folgenden „Fakten zur
Maßnahme im Überblick“
stammen aus einer Presse-
mitteilung der Stadtverwal-
tung:

Ausbaulänge der Nuthe-
straße 1,6 km 
Ausbaulänge der Straßen-
bahn 1,9 km 
Ausbau der Humboldt-
brücke (Brückenfläche)
8.100 m2

Neubau der Brücke Rudolf-
Breitscheid-Straße
(Brückenfläche ca.) 
2.400 m2

Stützwände (Länge ca.) 
670 m 
Lärmschutzwände (Länge
ca.) 400 m 
Rückbau Fußgängertunnel
Zentrum Ost - Babelsberg 
Rückbau Anschluss Hum-
boldtring an die L 40 
Neubau des Abzweiges
nach Babelsberg bis zur
Daimlerstraße 
Neubau Anschluss Frie-
drich-List-Straße 
behindertengerechte Ge-
staltung der Haltestellen 
Neubau Anschluss Frie-
drich-Engels-Straße

Humboldtbrücke bringt keine Entlastung

„Havelspange“ und wie weiter?
Zur vorgesehenen Auflösung der Kom-
munalen Arbeitsgemeinschaft Integrier-
tes Verkehrskonzept Potsdam – Potsdam
Mittelmark und Äußerungen des Mini-
steriums für Infrastruktur und Raumord-
nung erklärte die verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion die Linke. PDS im
Brandenburger Landtag, Anita Tack: „Die
Kommunale Arbeitsgemeinschaft ist an
der Unvereinbarkeit der Interessen in Be-
zug auf die so genannte Havelspange ge-
scheitert.“ 

Ungeachtet dessen sei ein integriertes
Verkehrskonzept für die Landeshaupt-
stadt und ihr Umland dringend erforder-
lich. Es darf sich eben nicht einseitig auf
ein bestimmtes Verkehrsprojekt reduzie-
ren, wie es in der KAG versucht wurde,
sondern muss alle Verkehrsarten und
–wege einbeziehen. Zur Erarbeitung ei-
nes solchen umfassenden Konzepts sind
Fachleute erforderlich. Das können eh-
renamtlich tätige Volksvertreter nicht al-
leine leiste.

Anita Tack forderte das Ministerium für
Infrastruktur und Raumordnung auf, in
dieser Situation unterstützend tätig zu
werden. Es gehe um übergreifende Fra-
gen der Verkehrsentwicklung in der Regi-
on der Landeshauptstadt, um Bundes-
und Landespolitik. Es sei nicht nur eine
Frage der kommunalen Selbstverwal-
tung. Der Verkehrsminister stehe in der
Pflicht, so Tack.



Schon oft wurde über die Zukunft der
traditionsreichsten Potsdamer Sportstät-
te, das Karl-Liebknecht-Stadion in Babels-
berg, diskutiert. Mal waren es vereinzelte
Anwohner, die sich in ihrer Wochenend-
ruhe gestört fühlten, mal waren es Politi-
ker, die sich als Trittbrettfahrer des sport-
lichen Erfolgs des SV Babelsberg 03 mit
Stadionneubauplänen beliebt machen
wollten. Bisher scheiterten alle Versuche,
die Heimstatt des SV Babelsberg 03 in
Frage zu stellen. Seit dem Sommer 2006
wird nunmehr an einer Machbarkeitsstu-
die gearbeitet, um einen Standort für ein
Fußballstadion zur Frauen-Fußball-Welt-
meisterschaft 2011 in Potsdam zu suchen.

Daran ist zunächst nichts Verwerfli-
ches. Allerdings weisen Art und Weise
der Verfahrens und öffentliche Äußerun-
gen von Oberbürgermeister Jann Jakobs
darauf hin, dass das Karl-Liebknecht-Sta-
dion bereits als Opfergabe für einen Sta-
dionneubau in der Waldstadt feststeht.
Damit würde die über einhundertjährige
Tradition des Fußballs am Babelsberger
Park zugunsten eines überdimensionier-
ten und gesichtslosen Allerwelts-Stadi-
ons aufgegeben. Folgebelastungen aus
dem Betrieb eines Stadionneubaus sind
bisher unkalkulierbar und werden zu Be-
lastungen der betroffenen Vereine, ihrer
Mitglieder und Zuschauer gehen.

Prüfung auf WM-Tauglichkeit
Im Sommer 2006 beantragte die SPD-

Fraktion in der Potsdamer Stadtverord-
netenversammlung, dass die Stadt Pots-
dam beim DFB ihr Interesse bekunden
sollte, Austragungsort im Rahmen der
Frauenfußball-WM 2011 zu werden. Die
Verwaltung sollte prüfen, welche Voraus-
setzungen die Stadt Potsdam dafür er-
bringen muss – insbesondere, welche
Anforderungen an ein WM-taugliches
Stadion gestellt werden und ob sich die-
se in Potsdam erfüllen lassen. Die Frakti-
on Die Andere stellte den Ergänzungsan-
trag , die Prüfung  auf bestehende Stadi-
on-Standorte zu beschränken, um För-
dermittel zur Sanierung bestehender
städtischer Sportanlagen zu nutzen.

Die SPD-Fraktion zog daraufhin ihren
Antrag zurück. Um dennoch zu einer Prü-
fung von Stadion-Neubauplänen zu
kommen, wurde der Landessportbund
Brandenburg eingeschaltet. Der LSB be-
auftragte einen Gutachter, im Rahmen
einer Machbarkeitsstudie drei durch die
Stadt benannte Standorte auf ihre Taug-
lichkeit für ein WM Stadion zu untersu-
chen. Die Kosten für die Machbarkeits-
studie werden überwiegend durch För-
dermittel des Ministeriums für Infra-
struktur und Raumordnung bezahlt.

Im Rahmen der Machbarkeitsstudie
werden derzeit folgende Standorte un-
tersucht: Stadionneubau auf dem Gelän-
de der Kaserne Krampnitz; Stadionneu-
bau auf dem Gelände des ehemaligen
Plattenwerkes an der Heinrich-Mann-Al-
lee; Sanierung und Ausbau des Karl-Lieb-
knecht-Stadions. Bei der Benennung des

Standortes Heinrich-Mann-Allee wird re-
gelmäßig die irreführende Bezeichnung
Wetzlarer Straße verwendet, um zu sug-
gerieren, dass es sich um einen Standort
in Babelsberg handelt.

Gegenwärtig sind die Anforderungen
an ein Frauen-WM-taugliches Stadion
völlig unklar. Zunächst wurden in der
Presse Kapazitäten von bis zu 30.000 Zu-
schauern ins Spiel gebracht. Der Gutach-
ter ging offenbar von einer Mindestkapa-
zität von 20.000 überdachten Sitzplät-
zen aus. Das heutige Karl-Liebknecht-Sta-
dion hat eine Kapazität von knapp
10.000 Zuschauern, davon etwa 1.700
Sitzplätze. Ein Stadion mit einer Zu-
schauerkapazität von 20.000 Sitzplätzen
ist für den Fußballstandort Potsdam
maßlos überdimensioniert. Selbst als Ba-
belsberg in der 2. Bundesliga spielte und
Turbine noch europäische Spitze verkör-
perte, lagen die Zuschauerzahlen deut-
lich unter 5 000. Auch für höhere sportli-
che Ambitionen des SV Babelsberg 03
und von Turbine Potsdam reicht mittel-
fristig nach Einschätzung der Vereinsver-
treter ein Stadion mit einer Gesamtkapa-
zität von maximal 15.000 Zuschauern
(10.000 Stehplätze und 5.000 Sitzplätze),
wie sie das Karl-Liebknecht-Stadion übri-
gens bis Ende der 1990er Jahre hatte.
Dies entspricht einer Zielkapazität von
10.000 überdachten Sitzplätzen für ein
Frauen-WM-taugliches Stadion.

„Karli“ soll Villen weichen
Presseberichten zufolge wird auf eine

Förderung durch Land, Bund und EU von
bis zu 80% spekuliert. Der verbleibende
Eigenanteil der Stadt Potsdam beliefe
sich bei den unterstellten Kosten von 20
Mio. Euro (2000,- pro überdachtem Sitz-
platz) auf 4 Mio. Euro. Derzeit liebäugeln
die Planer mit dem Gedanken, den städ-
tischen Anteil durch die Veräußerung des
Karl-Liebknecht-Stadions zugunsten ei-
ner Bebauung mit Villen zu finanzieren.
Auch die Betriebskosten eines neuen Sta-
dions in der vorbeschriebenen Kapazität
sind bisher völlig offen. Allerdings hat die

Stadt Potsdam deutlich gemacht, dass
sie davon ausgeht, dass die beteiligten
Vereine Babelsberg und Turbine für den
laufenden Betrieb aufkommen sollen
und dass in der städtischen Haushalts-
planung keine Mittel für den Betrieb ei-
nes Stadions vorgesehen sind.

Turbine Chef-Trainer Bernd Schröder,
spricht im Zusammenhang mit einem
Stadionneubau von einer „einmaligen
Chance“, und das ist kein Zufall: Der
Standort für einen Stadionneubau an der
Heinrich-Mann-Allee liegt ideal neben
dem städtischen Sportplatz an der
Drewitzer Straße, der Heimstadt der Tur-
binen – ideale Voraussetzungen für den
Meistertrainer der Turbine-Mädels und
Mentor des deutschen Frauenfußballs.
Im Babelsberger Karl-Liebknecht-Stadion
geht es dem FFC Turbine Potsdam zwar
auch nicht schlecht, nutzt der Verein das
Stadion doch weitgehend kostenlos, aber
ein neues Stadion in städtischer Hand
wäre dann doch schöner.

Keine Invest-Ruine bauen
Alle Versuche der vergangenen Jahre,

die große Babelsberger Fangemeinde, die
eine nunmehr fünfjährige sportliche
Durststrecke überstanden hat, von einem
Umzug zu überzeugen, sind kläglich ge-
scheitert. Während bundesweit in den
Stadien große Probleme mit Rechtsextre-
men und Hooligans bestehen, hat sich in
Babelsberg eine emanzipierte antirassi-
stische Fankultur entwickelt, die sich
durch das jährlich stattfindende Sta-
dionfest „Der Ball ist bunt“ längst einen
Namen gemacht hat. Das Fanprojekt
wurde für seine vorbildliche Arbeit mit
Jugendlichen gerade durch die Stadt Ess-
lingen mit der Ehrengabe zum Theodor-
Haecker-Preis ausgezeichnet.

Es spricht also nicht viel dafür, die Ba-
belsberger Fußballtradition zugunsten
eines gesichtslosen Stadionneubaus auf-
zugeben, der nach der Frauen-WM als
überdimensionierte Investitionsruine in
der Waldstadt herumsteht und durch die
Stadt unterhalten werden muss.
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Das „Karli“ darf nicht sterben
Stadionneubau für Frauenfußball-WM bedroht Karl-Liebknecht-Stadion / Von Lutz Boede

Babelsberger
Fußballtradition

Das Karl-Liebknecht-Stadi-
on ist die traditionsreichste
Sportstätte Potsdams. 1924
legten Mitglieder des SV
Concordia Nowawes 06 auf
dem ehemaligen Baum-
schulgelände des Babels-
berger Parkes einen Sport-
platz an. Als 1928  auf dem
Leipziger Kongress des Ar-
beiter-Turn-und Sportbun-
des (ATSB) KPD-Mitglieder
ausgeschlossen wurden,
gründeten diese die „Inter-
essengemeinschaft zur
Wiederherstellung der Ein-
heit im Arbeitersport“, die
sich 1930 in „Kampfgemein-
schaft für rote Sportein-
heit“ (KG) umbenannte. Die
Nazis verboten 1933 sowohl
die Kampfgemeinschaft als
auch den ATSB. Concordia
spielte in der höchsten
Spielklasse der KG, wurde
aber nach der Umbenen-
nung in VfL Eintracht 06
Nowawes von der NS-Sport-
behörde in die 2. Kreisklasse
versetzt. Viele der Mitglie-
der wurden von den Nazis
verfolgt. Seit 2004 trägt
eine an das Karli angren-
zende Straße den Namen
Concordiaweg. Im Dezem-
ber 2006 wurde Concordia
von Babelsberger Fußball-
fans neu gegründet.

Nachsatz

In der Debatte um einen
potenziellen Stadionneu-
bau in Potsdam hat – laut
Pressemeldungen – OB
Jann Jakobs allen Träumern
eine Absage erteilt. Erste
Option für eine eventuelle
Austragung der Frauen-
Fußball-WM habe die tradi-
tionsreiche Sportstätte am
Babelsberger Park.

DEMO zum Erhalt des Karli:
Am 3. Februar 2007, 12.00
Uhr, Lutherplatz Babelsberg



„Es wäre gut, wenn wir auch 2007 auf Ent-
deckungskurs bleiben, egal, wo wir gerade leben
und welche Themen uns besonders beschäftigen“ -
nach dieser Maxime wirken der Babelsberger Pfar-
rer STEPHAN FLADE  und seine Frau ANNETTE, Aus-
länderseelsorgerin, seit dem letzten Sommer in In-
donesien. Via Internet führten wir mit den beiden
Babelsbergern folgendes Interview.

Zunächst wollen wir natürlich wissen: Apa kabar?
– Wie geht es Ihnen?

Baik, baik. Danke, es geht uns gut. Wir haben das
Christfest und den Jahreswechsel ins Jahr 2007 mit
unseren Gästen aus Berlin verlebt. Gemeinsam ha-
ben wir in Nordsumatra unsere GBKP-Kirche ken-
nen gelernt, auch viel Neues entdeckt und gesehen.
Wir hatten die erste Planungsrunde und lernen nun
in Indonesisch wie in Karonesisch die Schlüsselbe-
griffe für thematische Tagungen.
Welche Motive hatten Sie, vor neun Monaten Ba-
belsberg „den Rücken zu kehren“ und selbst auf
Entdeckungskurs für drei Jahre nach Indonesien
zu gehen? Was haben Sie danach geplant ?

Nach 23 Jahren erfolgreicher Arbeit in unserer Kir-
chengemeinde einerseits sowie der Ausländer-
seelsorge andererseits wollten wir (im Alter von 55
Jahren) eine neue Aufgabe angehen. Dabei kam uns
die Ausschreibung der VEM (Vereinten Evangeli-
schen Mission) für Indonesien gerade recht. Wir
wollten für eine begrenzte Zeit mit unserer Erfah-
rung als Partner im Ausland arbeiten und auch un-
seren (regional begrenzten) Blickwinkel weiten. Da-
nach wollen wir mit den Auslands- und Indonesien-
Erfahrungen in unserer Kirche, der EKBO, weiterar-
beiten.

Nach dem Auswärtigen Amt ist „Indonesien das
bevölkerungsreichste muslimische Land, aber kein
islamischer Staat. Die Religionsfreiheit ist in der
Verfassung garantiert, aber auf fünf Religionen
beschränkt, wobei der Glaube an Gott gefordert
wird. Atheismus wird nicht anerkannt.“ Wie ste-
hen Sie zu dieser Doktrin und wie erleben Sie das
Mit- bzw. Nebeneinander der Konfessionen? 

Als neue Bewohner dieses riesigen Landes fällt
uns eine erste Einschätzung sehr schwer. Das Be-
völkerungswachstum ist rasant, ich denke, es liegt
um die 1%-Marke herum, d.h. 2 Mio. im Jahr. Ca. 85 %
der Menschen sind als Menschen muslimischen
Glaubens registriert. Es gilt die Staatsidee der Pan-
casila, die die Gleichheit der Religionen und Konfes-
sionen (Islam, Buddhismus, Hinduismus, wie der

christlichen Kir-
chen und Freikir-
chen) garantiert.
Das Miteinander
der Gremien der
Religionen funk-
tioniert gut.
Weltweite Fragen
von Extremismus
und Terrorismus
bestimmter klei-
ner Gruppen sind
auch hier auf der
Tagesordnung.

Aber das Land
hat eine schwieri-
ge Loslösung aus
dem niederländi-
schen Kolonialreich hinter sich und ist auf dem Weg
zum föderalen Einheitsstaat und zur funktionieren-
den Demokratie. Aus der DDR-Geschichte kennen
manche ja das Problem der „Umbrüche“. In Indone-
sien sind es Ereignisse der Jahre 1949 ff., 1965,
1998 …
Was können Deutsche den Indonesiern geben?
Wie fühlt man sich in Sumatra als Vertreter einer
Minderheiten-Religion? 

Deutsche können viel geben: Solidarität, Sympa-
thie, Anerkennung, manche Erfahrung und eu-
ropäisches Wissen, Partnerschaft, Interesse für
neue Einsichten …

Im Bereich des „Tanah Karo“(Karo-Hochlandes)
gehören wir als evangelische Christen eher zur tra-
ditionellen Mehrheit. Auf dem Markt in Brastagi
werden wir (wie auf dem Weberplatz) familiär und

schulterklopfend angesprochen und als
„eine/r von uns“ („alter Nowaweser“ dort,
hier „GBKP-Pfarrer“) herzlich begrüßt. Die
persönliche und sächliche Sicherheit im
Alltag ist überhaupt kein Thema.
Das Auswärtige Amt schreibt, dass Indo-
nesien ein Schwerpunktpartnerland der
deutschen Entwicklungszusammenar-
beit ist. Haben Sie Beispiele kennen ge-
lernt?

In Yogyakarta
gibt es eine gute
Zusammenarbeit
zur Forschung
über den Vulkan
Merapi und bei
der Hilfe im Erd-
bebengebiet süd-
lich und östlich
der Großstadt.

Mit der Universität UGM
laufen eine Reihe von Aus-
tausch- und Forschungs-
programmen. Viele inter-
nationale Organisationen,
NGO und Kirchen arbeiten
mit deutschen Spezialisten
vor Ort. In Umweltfragen
gibt es fachlichen Aus-
tausch. In Aceh hat auch
Hilfe aus Deutschland für
die Tsunami-Opfer das
große Leid gemindert.

Die GBKP-Kirche hat am
1.12.06 – anlässlich des
Welt-Aids-Tages – eine

große öffentliche Veranstaltung in Banda Baru, bei
Medan, durchgeführt. Drei große Schulen, viele öf-
fentlich Beschäftige und Kirchenmitglieder nah-
men samt einer großen Anzahl von Kommunal-
und Regionalpolitikern daran teil. Bilder davon kann
man auf unserer Internet-Seite www.familie-fla-
de.de anschauen. Das sind Anfänge einer notwen-
digen öffentlichen Debatte zu einem brisanten
Thema.

In Ihrer Bildersammlung finden sich auch etliche
von einem „Webereiprojekt“. Suchten Sie in Indo-
nesien Parallelen zu Nowawes? 

Gern würden wir hier auch ein „Karonesisches
Weberfest“ organisieren oder einen Sanierungsträ-
ger, vergleichbar mit der Arbeit des „Stadtkontor“ in
Potsdam. Das braucht Zeit.

Konkret hatten wir Selbsthilfeprojekte von Frau-
en aus dem Erdbebengebiet in Klaten und in Yogya-
karta besucht und unterstützt. Die Frauen arbeite-
ten mit Hilfe einer deutschen Spezialistin der GTZ.
Die Webstühle waren wie früher in Nowawes, aber
die Lage der Menschen um einiges schlimmer. Dort
sind immer noch ca.50 % der Häuser zerstört und
damit Arbeits- und Lebensbedingungen drama-
tisch „weggebrochen“. Da wollten wir hinsehen,
zuhören und helfen.
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Hinsehen, zuhören, helfen
„Alte Nowaweser“ für drei Jahre auf missionarischem
„Entdeckungskurs“ in Indonesien

Auf der Sprachschule in Yogya.

Großveranstaltung zum Welt-Aids-Tag.

Zu Gast auf einer traditionellen Hochzeit.



Alte Fotos, die den Blick von der Klein Glienicker Sei-
te des Griebnitzsees auf das Neubabelsberger Ufer

richten, lassen weithin
die Kuppel eines reprä-
sentativen Gebäudes
erkennen.

Die zum Ensemble
der Villen- und Landhauskolonie gehörende stattli-
che Villa in der damaligen Bergstraße 1 (heute:
Spitzweggasse) ist heute nicht mehr vorhanden.
Die Geschichte dieser Villa aber ist mit den dunkel-
sten Kapiteln Potsdamer Stadtgeschichte verbun-
den.

Am 9. April 1940 mietete die Reichsvereinigung
der Juden - die von den Nationalsozialisten er-
zwungene Zwangsvereinigung der Juden - die Villa
als jüdisches Siechen- und Altenheim.

Der Mietvertrag war bis zum 30. Juni 1941 be-
grenzt, ein sicheres Zeichen dafür, dass hier in
Wahrheit kein Siechen- und Altenheim, sondern ein
Konzentrationspunkt für die noch in Potsdam be-
findlichen Juden, meist Alte und Kranke, geschaffen
werden sollte.

Das Gebäude bot Platz für etwa 40 Personen. Die
in das Heim Einziehenden mussten ihr gesamtes
Vermögen per Vertrag der Reichsvereinigung der
Juden übertragen, ohne das Recht, es jemals
zurückfordern zu dürfen.

Eine vom 6. Oktober 1942 datierte Liste weist die

Villa als Adresse für die letzten 52 in Potsdam le-
benden Juden aus, die von hier aus in die Vernich-
tungslager im Osten transportiert wurden. Bereits
im Januar 1942 waren 48 Potsdamer Juden in das
Ghetto nach Riga deportiert worden. Zu den Insas-
sen des „Heimes“ gehörten der letzte Kantor der jü-
dischen Synagogengemeinde Potsdams, Samuel
Guttmann, die Mitglieder der Gemeinde Leopold
Ehrlich und Max Hirschbruch. Die Textilwarenhand-
lung Ehrlich lag mitten im Stadtzentrum neben der
Synagoge und der Kantorwohnung am heutigen
Platz der Einheit. Der Lebensmitteladen von Max
Hirschbruch befand sich ehemals in der Kiezstraße
10a.

Am 16. Januar 1943 wurde das Gebäude von der
Gestapo endgültig geräumt, die Einwohner in die
Vernichtungslager deportiert.

Nach der „Räumung“ wurde das Haus von einer
SS-Dienststelle genutzt.

In den Nachkriegsjahren verfiel das Gebäude und
wurde schließlich Anfang der 70-iger Jahre abgeris-
sen.

Heute erinnert ein schlichter Gedenkstein an jene
Potsdamer Bürger, die von hier aus den Weg in den
sicheren Tod antreten mussten.

Gerlinde Krahn / Almuth Püschel

Eigentlich kennt es jeder Babelsberger.
Zentral gelegen an der Kreuzung von
Karl-Liebknecht- und Rudolf-Breitscheid-
Straße, fällt das erst vor wenigen Jahren
auch äußerlich wieder gut hergerichtete
Haus mit seinen Türmchen, Erkern und
seinem glänzend braunen und grünen
Dach ins Auge. Es steht dort schon seit
1900. Gebaut und eingeweiht vom Ge-
meinderat Stubenrauch als Verwaltungs-
sitz der Gemeinde Nowawes. Viele nen-
nen es immer noch das Rathaus, die
Gaststätte im halben Keller heißt auch
noch Ratskeller und die Straßenbahnhal-
testelle davor wurde auch noch nicht
umbenannt, obwohl das Haus schon seit
1939 mit der Eingemeindung Babels-
bergs nach Potsdam diese Funktion ver-
loren hat.

Seit 1956 wurde es auf Beschluss des
Rates der Stadt Potsdam ein Klubhaus.
Das steht auch noch heute dran. Seit Mai
1974 trug es den Namen Herbert Ritter
nach einem von den Nazis erschossenen
Babelsberger. Geplant war damals ei-
gentlich, das Haus nach Bertolt Brecht zu
benennen, aber da hatten dessen Erben
nicht zugestimmt.

Mit den Umbrüchen 1989/90 brachen
auch die alten kulturellen Strukturen zu-
sammen.

In den 90er Jahren wurde das Haus
umfangreich innen und außen rekon-
struiert. Ab Sommer 2005 übernahm die
AWO (Bezirksverband Potsdam e.V.) die
Trägerschaft des Hauses, das nun Kultur-
haus Babelsberg heißt und zu den 6 Bür-
gerhäusern der Stadt gehört. Seit dieser
Zeit leitet Frau Pachl das traditionsreiche
Haus.

Außer der Gaststätte im Keller und
dem Kulturhausbereich sind noch weite-
re selbständige kulturelle Vereine Mieter

des Hauses. Z.B. das Babelsberger Stu-
dentenFilmKino, die Stadtspieltruppe/
Theaterschiff Potsdam, die Kunstschule-
Potsdam e.V., der Förderkreis Böhmisches
Dorf Nowawes und Neuendorf e.V. und
die Singschule Potsdam e.V.

In einem Pressegespräch mit unserer
Redaktion äußerte sich  Frau Pachl  zu-
frieden mit der Auslastung des Hauses.
Der Terminkalender sei voll, die Räum-
lichkeiten annähernd ausgelastet. Ver-
schiedenen Anbietern kultureller Kurse
sowie Interessenten an privaten Feiern,
für die die Räumlichkeiten prinzipiell
auch nutzbar sind, musste sogar gele-
gentlich schon abgesagt werden. Beson-
ders interessiert sind sie noch an jugend-
lichen Nutzern des Hauses. Ein Flyer mit
der Programmübersicht für jeweils zwei
Monate gibt detailliert Auskunft über
Programm, Kurse und Workshops und be-
legt die Auslastung des Hauses anschau-
lich. Die Zusammenarbeit mit den ande-
ren Mietern des Hauses und der Kultur-
hausleitung wird als sehr gut bewertet.
Vieles wird gemeinsam gestaltet. Man
hilft und unterstützt sich gegenseitig.
Besonders die Regelmäßigkeit der Kul-
turangebote für die Bevölkerung wie
etwa die Jazz-, Lese- und Junge-Talente-
Reihe und das Studentenfilmkino zieht
Besucher an. Ein Übriges tut der sehr gut
gestaltete Internetauftritt. Die Angebote
richten sich an alle Altersgruppen. Von
Kindern bis Senioren.

Auf die Frage nach zusätzlichen Wün-
schen für mehr Unterstützung durch die
Stadt oder den Träger bekamen wir über-
raschend zu hören: Die Zusammenarbeit
mit den zuständigen Stellen sei sehr gut.
Frau Pachl sieht durchaus ein, dass nicht
immer alle Wünsche nach finanzieller
und baulicher Unterstützung (Fahrstuhl

für Behinderte) sofort erfüllt werden
können. Die Renovierungsarbeiten im er-
sten Stock laufen noch. Wenn sie abge-
schlossen sind, wird das Kulturhaus mit
weiteren Räumlichkeiten den Babelsber-
gern zur Verfügung stehen.

K. Muss
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Angebote für Jung und Alt
Vorgestellt: das Kulturhaus Babelsberg

Internet: www.kultur
hausbabelsberg.de

Schuldige Landschaft
Zur Geschichte der Villa in der Neubabelsberger Bergstraße 1 



In ihrer Sitzung am 02. März 2005 hat die
Stadtverordnetenversammlung nach
langer Diskussion beschlossen, dass die
Villa Grenzenlos ab dem 01. April glei-
chen Jahres in freie Trägerschaft über-
führt wird. Eine Auswahlkommission hat
die Nutzungskonzepte der Bewerber ver-
glichen und den Brandenburgischen Ver-
ein für Weltoffenheit und Menschenwür-
de e.V. als den neuen Betreiber ausge-
wählt. Verbunden damit war eine Neuo-
rientierung der Programmatik sowie die
Entwicklung eines Zentrums für interkul-
turellen Dialog. Dabei sollte die Nutzung
an die jüdische Geschichte des Hauses
anknüpfen; die Villa sollte lt. Konzept für
(international-)europäische Begegnun-
gen sowie für interkulturelle, wissen-
schaftsorientierte, religionsübergreifen-
de, interdisziplinäre Diskurse geöffnet
sein. Eine wichtige Vorgabe der Stadtver-
ordneten war es, eine zeitnahe Wieder-
eröffnung der Villa Grenzenlos zu ge-
währleisten.

Seit diesem Beschluss und der Überga-
be des Hauses an den o.g. Verein sind
mittlerweile zwei Jahre ins Land gegan-
gen, in denen wenig, um nicht zu sagen,
gar nichts, passierte. Bei meinen unange-
meldeten Besuchen im vergangenen
Jahr stand ich vor verschlossenen Türen
oder es war nur ein Hausmeister anwe-
send, niemals ein Verantwortlicher des
Vereins, der die Villa betreibt. Bei einem
Vor-Ort-Termin am 22.01.2007 zeigte sich
das Gebäudeinnere in einem Zustand,
der in mir auf der einen Seite das blanke
Entsetzen und auf der anderen  Wut her-
vor rief. Das Mobiliar, das ganz bestimmt
nicht auf dem neuesten Stand war, als
die Villa geschlossen wurde, fehlte teil-
weise gänzlich bzw. ist in einem bekla-
genswerten Zustand. In einem Raum

sind Zeitungen gestapelt, die ganz ge-
wiss nicht von der Villa Grenzenlos abon-
niert waren (Süddeutsche Zeitung etc.).
Da innerhalb der Verwaltung die Villa
Grenzenlos der Volkshochschule Pots-
dam zugeordnet ist, frage ich mich
schon: Wie ist die Leitung der Volkshoch-
schule mit dem Objekt und dem neuen
Betreiber umgegangen? Was wurde un-
ternommen, als sich bereits nach einem
halben Jahr abzeichnete, dass es Proble-
me mit der Wiedereröffnung geben wür-
de? Wie wurde kontrolliert, wie die Zu-
schüsse von der Stadt Potsdam ( jährlich
ca. 60.000 €) verwendet wurden?

Diese und noch viele weitere offene
Fragen muss die Verwaltung in den näch-
sten Wochen erklären. Dabei kann ich der
Leitung der Volkshochschule den Vor-
wurf nicht ersparen, dass die Umsetzung
des Beschlusses der Stadtverordneten-
versammlung nicht konsequent verfolgt
wurde und damit auch dem neuen Be-
treiber zu sehr freien Raum gelassen hat.

Jetzt, wo das Kind in den Brunnen ge-
fallen ist, ist das Entsetzen groß. Die vie-
len Menschen, für die die Villa Grenzen-
los bis Anfang 2005 Treffpunkt und eine
Art Heimstatt war, können erwarten,
dass der Verwaltung endlich vom Verein
für Weltoffenheit und Menschenwürde
ein Konzept auf den Tisch gelegt wird,
wie es weiter gehen soll. Wir können
auch erwarten, dass über die Verwen-
dung der städtischen Zuschüsse (finanzi-
eller oder materieller Art) Rechenschaft
abgelegt wird, und dies in naher Zukunft,
damit nicht noch weiterer Schaden ent-
steht.

Birgit Müller
Vorsitzende der Stadt-
verordnetenversammlung

Wer hätte das gedacht – die ersten, die so
richtig an unsere nächste Bundestags-
wahl denken, sind die Potsdamer Kaba-
rettisten! Naja, Vorfreude soll ja die
schönste sein.

Das noch ganz frische Programm heißt
„Menschen,Tiere, Koalitionen“. Zunächst
bis 15. Februar zeigen Gretel Schulze und
Andreas Zieger die Musiksatire, die sie so
ankündigen:

„In zwei Jahren droht uns allen ein neu-
er Urnengang. Ja, das klingt schon so, wie
Wald und Wiese. Über allen Parteien
herrscht Ruh, in allen Gipfeln spürst Du
kaum einen Hauch, warte nur, balde ver-
wählst Du Dich auch.“

Sehen kann man das Ganze für 13 bis 18
Euro im Kabarett Obelisk Potsdam in der
Charlottenstr. 31. ed
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„Menschen, Tiere,
Koalitionen“:

6.2.2007 19:30 Uhr
7.2.2007 19:30 Uhr
8.2.2007 19:30 Uhr
9.2.2007 19:30 Uhr
10.2.2007 19:30 Uhr
13.2.2007 19:30 Uhr
14.2.2007 19:30 Uhr
15.2.2007 19:30 Uhr

Auch ohne politische Be-
schlüsse gibt’s gegen Vorla-
ge eines entsprechenden
Ausweises Sozialtickets für
3 Euro für Empfänger von
Hartz IV oder Sozialhilfe, für
Rentner mit Grundrente
und Asylbewerber. Sie kön-
nen bestellt werden unter
291069.

Neues 
Obelisk-Programm:
Menschen, Tiere,
Koalitionen

Außer „Spesen“ nichts gewesen?!
Die Villa Grenzenlos – eine unendliche Geschichte

Chile meint es ernst
Sozialistin Bachelet mit politi-
schem Veränderungswillen
Am Freitag, dem 18.01., fand in der Pots-
damer Niederlassung der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Teil III der  Veranstaltungs-
reihe „Die Linke in Lateinamerika. Chile -
von Pinochet zu Bachelet“ statt. Als Refe-
renten konnten Prof. Helma Chrenko und
Mario Jiménez gewonnen werden, die
Moderation übernahm Moritz Kirchner.

Trotz Unwetter fanden die Gäste den
Weg in die Dortustraße, um den interes-
santen Ausführungen der Fachleute zu
folgen.Während es draußen stürmte, be-

gann Helma Chrenko ihren Vortrag mit
einer Analyse der Präsidentschaftswahl
von 2006, die die Sozialistin Michelle Ba-
chelet an die Spitze eines Mitte-Links-
Bündnisses hob. Dieses Ereignis wurde in
den Gesamtzusammenhang des schwie-
rigen Transitionsprozesses eingeordnet,
den Chile seit dem Ende der Diktatur Au-
gusto Pinochets durchläuft. Laut Chren-
ko hat die Diktatur ein tief gespaltenes
Land hinterlassen, in dem die traditionel-
len Kräfte politisch immer noch stark
sind. Dennoch wertete sie die Wahl Ba-
chelets als ein klares Votum gegen
Rechts. Als erfreulich schätzte Mario
Jiménez ein, dass die Jugend des Landes
den neoliberalen Zeitgeist zunehmend in
Frage stellt und sich sozialistischen Posi-
tionen nähert. „Die jungen Menschen
drängen auf ein solidarisches Bildungs-
system. Sie fühlen, dass ihre Zukunft be-
droht ist.“ Laut Chrenko und Jiménez hat
die neue Präsidentin bereits ihren Willen
zu politischen Veränderungen bekundet
und Gesetzesinitiativen für ein solidari-
sches Erziehungs- und Rentensystem
eingebracht. te

Ohne Mystik:
Hitler mal 
grotesk
Darf man über Hitler lachen? Die
scheinheilige Debatte um „Mein Füh-
rer. Die wirklich wahrste Wahrheit
über Adolf Hitler.“ wird der Intention
des Films von Dani Levy nicht gerecht.
Die Frage schwebt schon beim Betre-
ten des Kinosaals über einem, obwohl
sie sich während des gesamten Films
gar nicht stellt. Ähnlich verhält es sich
mit dem Hitler-Darsteller Helge
Schneider. Ist dieser „komische Vogel“
überhaupt geeignet, diese heikle Rolle
auszufüllen? Ist er als Hitler vielleicht
zu witzig? Diese Fragen werden wohl
nur in Deutschland so gestellt.

Dani Levys Film kommt erstaunlich
unkonventionell daher und macht
von vornherein klar, dass die erzählte
Geschichte frei erfunden ist. Der Um-
stand, dass Levy ganz offensichtlich
nicht den Anspruch auf Authentizität
erhebt, macht den Streifen sehr sym-
pathisch. Er gibt nicht vor, was der Zu-
schauer denken soll, und er entreißt
Hitler den Mantel des Mystischen.
Levi verzichtet auf jegliches Pathos
und nimmt dem Zuschauer damit die
Angst, sich mit dem Thema auseinan-
derzusetzen. Hitler wird nicht als
Angst einflößender Verführer gezeigt,
sondern als menschliche Kreatur. Da-
bei entstehen ernsthafte Szenen, die
von  skurrilen abgelöst werden, ohne
das dabei die Grenze zum Klamauk
überschritten wird. Im Grotesken liegt
die Stärke der Hitler-Figur, die von Hel-
ge Schneider überzeugend gespielt
wird. Souverän auch der preisgekrön-
te Schauspieler Ulrich Mühe in der
Rolle des Adolf Grünbaum. Anschau-
en lohnt sich… Dr. Tino Erstling



Februar 2007 · Potsdams andere Seiten links informiert 11

Vormerken:

3. März 2007, 10 - 12 Uhr
Thema:„Unsere Heimat“,
Leitbild der Landtags-
fraktion Die Linke.PDS im
Landtag Brandenburg.
Gesamtmitgliederver-
sammlung im Bürgerhaus
„Sternzeichen“, Saal 
Galileistraße 37/39.

Mehr Qualität durch gemeinsames Lernen/ 
Kleinere Klassen

„Wissen ist die stärkste wirtschaftliche Ressource für eine
zukunftsfähige Gesellschaft“, so die Linken in ihrem Leitbild-
entwurf. Der Abbau von Ungleichheiten auch bezüglich der
Herkunft müsse deshalb im Mittelpunkt der Modernisierung
des Bildungswesens stehen.

Das sei zu erreichen durch gemeinsames Lernen und indivi-
duelle Förderung. Mehr Qualität erreiche man durch kleinere
Klassen, weniger Ausfälle und qualifizierte Ganztagsangebote
- mit mehr motivierten Lehrern. Schulen sollen in ihrer Eigen-
verantwortung gestärkt werden.

Die beschlossene Einführung von Begabungsklassen ab Jahr-
gangsstufe 5 gefährdet nach Auffassung der bildungspoliti-
schen Sprecherin der Linksfraktion im Landtag, Gerrit Große,
langfristig die sechsjährige Grundschule. Sie „verschärft die
Kopplung von sozialer Herkunft und Bildungserfolg und setzt
auf eine autoritäre Schule.“  Kritisch sieht sie vor allem, dass die
SPD-CDU-Koalition die politische Prioritätensetzung bei der Bil-
dung nicht finanziell untersetzt. Bei den Bildungsausgaben
rangiert Brandenburg im Ländervergleich weit hinten.

Begabtenklassen ab Stufe 5
und Geld für Sprachförderung

Die SPD erklärt, „dass jedes Kind den seinen Fähigkeiten ent-
sprechenden bestmöglichen Schulabschluss“ erreichen solle.
Auch sie will sich für lebenslanges Lernen und „die Integration
von Menschen mit Migrationshintergrund auch durch Bildung“
einsetzen.

Nach der Verabschiedung der 16. Schulgesetznovelle der Lan-
desregierung unterstreicht die bildungspolitische Sprecherin
der SPD-Landtagsfraktion, Ingrid Siebke:„Das Gesetz stärkt die
Chancengleichheit. Wir haben uns in den Verhandlungen von
der Maxime leiten lassen, kein Kind zurückzulassen.“ Sie hebt
hervor, dass zum Schuljahr 2007/2008 ca. 2,5 Mio. Euro für die
Einführung von obligatorischen Sprachstandsfeststellungen
und Sprachförderkursen zur Verfügung gestellt werden. Außer-
dem würde die Zusammenarbeit von Kita und Schule verbes-
sert. Das Gesetz sieht außerdem vor, Abiturienten bis zur 12.
Klasse zu führen. In bis zu 35 Klassen wird bei ausreichender
Nachfrage eine besondere Begabungsförderung eingeführt.

Darüber hinaus gilt an allen Schulen ab Schuljahr 2007/08
ein generelles Rauchverbot.

Abbau von Ungleichheiten
Leitbild – Stichwort „Bildung“ – so sehen es die Parteien

Parteineubildung von 
Linkspartei.PDS und WASG
„Im Prozess der Parteibildung müssen wir über unseren Anspruch reden,dieses Land ver-
ändern zu wollen. Ohne diesen Anspruch liefe die Fusion Gefahr, zum Selbstzweck zu
verkümmern.Unsere wichtigste Aufgabe in den nächsten Monaten besteht deshalb dar-
in, dazu beizutragen, dass sich zügig ein fairer, solidarischer Einigungsprozess mit der
WASG vollziehen kann.
Die neue Partei hat nur dann eine Chance, wenn wir nicht das Trennende in den Vorder-
grund rücken, sondern uns darauf besinnen, wofür Linkspartei und WASG gemeinsam
stehen: für soziale Gerechtigkeit, für Demokratie, für Selbstbestimmung und für zivile
Konfliktlösung.“

(Lothar Bisky am 6. Dezember 2005 anlässlich der Unterzeichnung des Koopera-
tionsabkommens III mit der WASG) 

Zeitleiste für die Parteineubildungsphase bis
2007 
24. und 25. März 2007:
Parallel stattfindende Bundesparteitage zur Beschlussfassung der Gründungsdoku-
mente in Dortmund

30. März 2007 bis 18. Mai 2007:
Urabstimmung in beiden Parteien

15. Juni 2007:
Parallel tagende Bundesparteitage von Linkspartei.PDS und WASG in Berlin

16. Juni 2007:
Gründungsparteitag der neuen Linkspartei in Berlin

Kontakt zur WASG
Kreisverband Potsdam: Peter Lange: 1. Sprecher Tel.: 0163 27 83 784
Kreisverband Potsdam-Mittelmark: Uwe Richter: Sprecher Tel: 0177 51 66 114
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Seniorenfreizeitstätte
der Dahlweid Stiftung
im Wohngebiet 
„Zentrum-Ost“

Montag,
05. Februar 2007: „Von den
Maaren der Eifel zum sa-
genumwobenen Harz und
den Kreidefelsen auf Rü-
gen“. Ein Videonachmittag
mit Karl Kreutz.
Beginn: 14.30 Uhr    

Montag,
26. Februar 2007: „Lese-
schnäppchen am Kaffee-
tisch“. Mitglieder des Zir-
kels „Schreibende Senioren“
unter Leitung von Karl
Kreutz lesen Interessantes,
Besinnliches oder Humor-
volles berühmter Dichter,
bekannter Schriftsteller
oder aus eigener Feder.
Beginn: 14.30 Uhr    

Dienstag,
27. Februar 2007: „Lust und
Frust um Potsdams Mitte“.
Im Gespräch mit Dr. Her-
bert Schlomm, Stadtverord-
neter.
Beginn: 14.30 Uhr    

Mittwoch,
28. Februar 2007: „18, 20,
Buben ’raus“. Skatturnier
unter Leitung von Dr. Her-
bert Schlomm und Karl-
heinz Kunicke.
Beginn: 13.30 Uhr    

Zum diskutierten Umzug der Eisenhart-
schule an den Standort Burgstraße
glühen seit dem 10. Januar 2007 die Tele-
fondrähte in Potsdam heiß. Die Kampa-
gne der Eisenhart-Eltern gegen einen
Umzug „ihrer“ Schule wurde gestartet
und wird uns noch einige Wochen in
Atem halten.

Zur Faktenlage: Wir haben in Potsdam
einen gültigen Schulentwicklungsplan.
Wir haben einen Beschluss zur integrier-
ten Gesamtentwicklung des Standortes
Kurfürstenstraße als Schulcampus, und
wir haben seit Jahren ein sich zuspitzen-
des Raumproblem an Helmholtz- wie Ei-
senhartschule.

Zur aktuellen Situation: Die Schullei-
tung der Eisenhart-Schule hat bereits im
Oktober 2006 bei der städtischen Schul-
verwaltung erneut auf eine dringende
Klärung der Raumproblematik für Schule
und Hort gedrungen. Das Helmholtz-
Gymnasium hat einen Antrag auf offene
Ganztagsschule gestellt, der spätestens
ab dem Schuljahr 2008/09 einen erhöh-

ten Raumbedarf zur Folge hat. Auf
Grundlage dieser Kenntnisse hat die
Schulverwaltung, gemeinsam mit dem
Staatlichen Schulamt, nach einer Lösung
gesucht. Vorrangig wurde dabei beach-
tet, dass sich die Voraussetzungen für Bil-
dung im Einklang mit Erziehung für alle
Grundschüler mittelfristig verbessern.
Pädagogische Inhalte beider Schulen
wurden ebenso betrachtet, wie räumli-
che, personelle und wirtschaftliche Sach-
verhalte. Mitglieder der Stadtfraktionen
wurden in einer beim Bildungsausschuss
bestehenden Arbeitsgruppe „Schulent-
wicklungsplanung“ im November 2006
über erste Gedanken zu einer Fusion von
Eisenhart- und Luxemburgschule am
Standort Burgstraße informiert. Die Ver-
treter von CDU, SPD und LINKEN waren
sich einig darüber, dass – bevor die Eltern
der beiden Schulen darüber informiert
werden – noch Zahlen und Fakten
benötigt werden, bevor die Diskussion
öffentlich wird. Zumal man auch in den
Fraktionen darüber noch sprechen wollte.

Im Dezember berichtete die Schulver-
waltung in einer erneuten AG-Sitzung,
dass sie mit den Schulleitungen beider
Schulen Gespräche geführt habe, legte
Argumente für und gegen einen eventu-
ellen Umzug auf den Tisch und wies auf
das anstehende Anmeldeverfahren der
künftigen Erstklässler hin. Die Zeit fing
an zu drücken. Und die AG drängte auf
Informationen bei Schul- und Elternkon-
ferenzen. Diese fanden Anfang Januar
statt, der Protest der Eisenhart-Eltern for-
mierte sich.

Zwischenstand: Zur Stadtverordneten-
versammlung liegen gegenwärtig drei
Anträge vor: CDU: Erhalt Eisenhartschule
am Standort Kurfürstenstraße. Verwal-
tung: Aufhebung des Beschlusses zur in-
tegrierten Gesamtentwicklung des
Schulstandortes Kurfürstenstraße. Ein
Prüf-Antrag der Linkspartei.PDS: Umzug
der Einsenhartschule unter Erfüllung be-
stimmter Voraussetzungen.

Am 23.1.2007 hat sich die AG Schulent-
wicklungsplanung verständigt, den
Stadtverordneten vorzuschlagen, alle
drei Anträge in den Bildungsausschuss
zu überweisen, um dort gemeinsam mit
Eltern, Verwaltung die Inhalte weiter zu
diskutieren, bevor Entscheidungen ge-
fällt werden. Die bisher vernachlässigte
Kommunikation zwischen den Betroffe-
nen ist wichtig, die Einbeziehung aller
Fakten auch in Vorbereitung der Fort-
schreibung des Schulentwicklungspla-
nes ist erforderlich, um grundsätzlich die
Herangehensweise für Fusionen,
Schließungen oder Verlagerungen von
Schulstandorten auf der Grundlage der
Schülerzahlen zu verändern.

Jana Schulze

Termine im Februar 2007 • Termine im Februar 2007 • Termine im Februar 2007
3.-4. Februar: Landesparteitag der

Linkspartei.PDS Brandenburg in Blos-
sin (Landeswahlen, Leitbilddebatte /
Rechtsstaatlichkeit, Parteineubil-
dung)

10. Februar 11 bis 14 Uhr: Zum 90. Ge-
burtstag von Karl Gass, Laudatio und
Film „Nationalität Deutsch“ (1990),
Filmmuseum Potsdam, Marstall

13. Februar 18 Uhr: Dokfilm „Walter
Janka: Aufgeben oder neu beginnen“,
RLS Brandenburg, Dortustr. 53

15. Februar 18 Uhr: Vortrag „Venezue-
la und die bolivarianische Revolution“
mit Joachim Wahl (Berlin), RLS Bran-
denburg, Dortustr. 53

17. Februar 11 bis 19.30 Uhr: TV-Serie
„Die Bilder des Zeugen Schattmann“
(DDR 1972) und Podiumsdiskussion
anlässlich des Holocaust-Gedenkta-
ges, Filmmuseum Potsdam, Marstall

18. Februar 11 Uhr: Sonntags-Matinee
„Der Schauspieldirektor oder Zaide“
von Wolfgang Amadeus Mozart,
Hans-Otto-Theater,
Schiffbauergasse 1

20. Februar 18 Uhr: Diskussion „Par-
teienverständnis und organisations-
politische Grundsätze im Parteibil-
dungsprozess“ mit Thomas Nord,
Steffen Hultsch und Herbert Driebe,

Kulturhaus Altes Rathaus, Am Alten
Markt

23. Februar 10 Uhr: Vortrag „Der Non-
proliferationsvertrag vor dem Ende?“
zum IX. Friedens- und Sicherheitspoli-
tischen Symposium. Iran, Nordkorea,
Israel und andere, Kulturhaus Altes
Rathaus, Am Alten Markt

24. Februar 9 bis 17.30 Uhr: Seminar
in Erinnerung an Otto Wiesner, ehem.
Häftling der KZ Esterwegen, Sachsen-
hausen und Mauthausen (verst.
2006), Kulturhaus Altes Rathaus, Am
Alten Markt

24. Februar 11 bis 15 Uhr: Treffen der
Sprecher der bundesweiten IG/AG der
Linken, Berlin, Karl-Liebknecht-Haus

Montagsdemo

Die nächste Potsdamer 
Montagskundgebung findet
am 19. Februar ab 18.00 Uhr 

am Deserteursdenkmal,
Platz der Einheit, statt.

Gedenken

„Es geht durch die Nacht. Die Nacht
ist kalt.

Der Fahrer bremst. Sie halten im
Wald.

Zehn Mann Geheime Staatspolizei.
Vier Kommunisten sitzen dabei.
John Schehr und Genossen.“

So beginnt das Gedicht von Erich
Weinert, der damit ein ewiges Denk-
mal den vier von der Gestapo am 2.
Februar 1932 ermordeten Kommuni-
sten setzte.

Dieses Verbrechens gedenken im
Jahr 2007 die Kameradinnen und Ka-
meraden der VVN-VdA Berlin-Süd-
west am Sonntag, dem 3. Februar, am
Gedenkstein für John Schehr, Eugen
Schönhaar, Erich Steinfurth und Ru-
dolf Schwarz am Kilometerberg in
Berlin Wannsee (Schäferberg, unter-
halb des Telekommunikations-
mastes).

Dazu laden sie alle, die dieses Ver-
brechen nicht vergessen wollen, herz-
lich ein.

Die Gedenkkundgebung beginnt
um 11.00 Uhr.

Seniorenclub

Der Seniorenclub trifft sich am
Dienstag, 13. Februar 2007, um 14.00
Uhr im Haus der Linkspartei.PDS in
der Alleestraße 3. Thema: „Sicherheit
im Alltag – besondere Sorge auch bei
älteren Bürgern“. Mit dabei: Experten
für Prävention vom Polizeipräsidium
Potsdam mit Ratschlägen und Erfah-
rungen.

Hilfe für Verschuldete
Für 24 Cent pro Anruf gibt es
Einzelfallhilfe oder Prävention

Das zunächst bis April 2009 befri-
stete Projekt widmet sich der telefo-
nischen Krisenberatung beziehungs-
weise der Onlineberatung per E-Mail
und der Bereitstellung schriftlicher
Info-Materialien für Ratsuchende, die
bei Vermietern, Behörden oder Ban-
ken in der Kreide stehen. Der Internet-
Auftritt gilt außerdem als wichtige In-
formationsplattform für die Betroffe-
nen.

Weg aus der Krise: 0180 - 456 456 4
(Mo-Fr 10 -13 Uhr, Di u. Do zusätzlich
15-20 Uhr, ) www.schuldenhelpline.de


